
Vor 22 Jahren wurde in Deutschland das Betäti-
gungsverbot gegen die Arbeiterpartei Kurdistans 
PKK verhängt und diese im Jahre 2002 auf die 
Terrorliste der EU und der USA gesetzt. Es folgte 
eine Welle der Kriminalisierung gegen KurdInnen 
mit Ausgrenzung aus dem sozialen und 
politischen Leben. Aktuell be� n-
den sich, legitimiert durch den 
Paragraphen 129b (StGB), 
sieben Kurden, deren Engage-
ment ausschließlich einer 
friedlichen Lösung der 
kurdischen Frage und der 
Etablierung einer Demo-
kratiekultur galt, als poli-
tische Gefangene in deut-
schen Haftanstalten.

Dieses Verbot, als rein politi-
sche Entscheidung ungerechtfer-
tigt ausgesprochen, ist längst hinfäl-
lig. Denn es kann keinerlei Legitimation 
dafür geben, den stärksten Akteur im Kampf 
gegen den barbarischen IS und somit wichtigsten 
Stabilitätsfaktor in der von Kon� iktlinien gezeich-
neten Region des Mittleren Ostens, die PKK, des 
Terrorismus zu bezichtigen. Die Kurden bilden ein 
solides Fundament für nachhaltige Veränderungen 
in der Region sowie eine demokratisch-pluralis-
tische Gesellschaft jenseits von nationalistischen, 
patriarchalen und religiös-fundamentalistischen 
Vorstellungen. Es gilt, diese demokratischen 
Strukturen und Erfahrungswerte auszubauen und 

fortschrittliche Kräfte zu stärken. 

Nicht vergessen werden darf die historische und 
aktuelle Rolle und Verantwortung des Westens 
– so auch Deutschlands – in der Region, insbe-

sondere in Bezug auf die bis heute unge-
löste „kurdische Frage“. Anstatt die 

Kriegsverbrechen gegen das kur-
dische Volk zu verurteilen und 

sich um eine politische Lö-
sung des Kon� ikts verdient 
zu machen, setzte und setzt 
man auf Verbote sowie 
Terrorlisten. Diese stärken 
lediglich den rückständi-
gen, barbarischen Kräften 
bzw. Staaten den Rücken 

und widersprechen jeglichen 
Demokratiebestrebungen. 

Hier ist ein deutlicher und o� ener 
Kurswechsel von Seiten Deutschlands und 

des Westens zwingend notwendig. Dazu gehören 
auch und vor allem: 

• die Aufhebung des PKK-Verbots
• die Streichung der PKK von der EU-Terror-

liste
• die Abscha� ung des § 129a/b Strafgesetz-

buch (StGB) als Legitimation der Kriminali-
sierung von KurdInnen

• Freiheit für alle kurdischen politischen Ge-
fangenen

DIE ZEICHEN DER ZEIT ERKENNEN – 
GEMEINSAM HANDELN FÜR DEMOKRATIE UND FRIEDEN!

 WEG MIT DEM PKK-VERBOT!
FREIHEIT FÜR ALLE KURDISCHEN POLITISCHEN GEFANGENEN!
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